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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

und wieder gibt es einen Pauken-
schlag vom BGH zum Thema
Schoénheitsreparaturen. Die von ihm
selbst vorgeschlagene Variante der
Berechnung einer Abgeltungsklau-
sel komme einer Fiktion gleich und
benachteilige den Mieter daher
unangemessen. Man darf die Frage
aufwerfen, ob der VIII. Zivilsenat
die Konsequenzen seines Handels
wirklich wohl bedachte, als er mit
Urteil vom 23.6.2004 (VIII ZR
361/03) die Rechtsprechung mit den
flexiblen Fristen einfiihrte. Der
Grundgedanke ist klar. Es sollte
mehr  Gerechtigkeit  hergestellt
werden. Ubertragt der Vermieter die
Last der Schonheitsreparaturen
nicht auf den Mieter, muss er selbst
die Mietsache im vertragsgerechten
Zustand erhalten, sprich nur Strei-
chen, wenn es notwendig ist. Wenn
der Vermieter nur bei Bedarf

Kurze Meldungen

Verjahrungshemmung wirkt

zurick

Nach § 203 BGB ist die Verjahrung
gehemmt, wenn die Parteien Uber
einen Anspruch verhandeln. Im
Beschluss vom 19.12.2013 (IX ZR
120/11) setzte sich der BGH mit der
Rechtsfrage auseinander, ob die
Hemmungswirkung erst eintritt,
wenn sich die andere Partei auf die
Verhandlungen einldRt oder ob sie
eine Ruckwirkung habe, also der
Zeitpunkt der Kontaktaufnahme der
anderen Partei zum Zwecke der
Einleitung von  Verhandlungen
relevant sei. Der BGH entschied
sich fur letztere Variante. Versuche
eine Partei die andere zu Verhand-
lungen zu bewegen und lasst sich
die andere auf Verhandlungen ein,
so beginne die Hemmung bereits

SHLIES

streichen muss, kann nichts anderes

gelten, wenn der Mieter diese
Verpflichtung ~ Gbernimmt.  Der
Streit, ob eine  Notwendigkeit

besteht, ist indessen praktisch nie
entstanden, weil es Reparaturfristen
gab. Die waren zwar auch einmal
nicht ganz gerecht, wenn der Mieter
sehr schonend mit der Mietsache
umgegangen ist. Dafiir bestand aber
ein grofles Mal} an Rechtssicherheit.
Diese gibt es nun nach der mehrfa-
chen Aufgabe der eigenen Recht-
sprechung nicht mehr. Ob mit der
Zunahme an Streitigkeiten und
Rechtsunsicherheit nun auch das
eigentliche  Ziel, namlich mehr
Einzelfallgerechtigkeit  hergestellt
wurde, darf eher bezweifelt werden.

Bei der sogenannten Aufzugsent-
scheidung vom 20.9.2006 (VIII ZR
103/06) zur Verteilung von Be-

mit der ersten Kontaktaufnahme fir
diese Verhandlungen.

Notwendige Flutéffnungen sind
kein Mangel

Ein Kéufer erwarb 1994 in Flussna-
he eine Eigentumswohnung. Um
das Geb&ude bei Hochwasser vor
Auftrieb zu schiitzen, wurden in das
Gebdude Flutéffnungen eingebaut,
die im Hochwasserfall ein Eindrin-
gen von Wasser in den Keller
ermdglichen sollen. In der Baube-
schreibung fand sich hierzu keine
Erwéhnung. Der Kaufer reklamierte
die Flutoffnungen als Mangel. Das
OLG Schleswig wies die Klage mit
Urteil vom 28.3.2013 (3 U 44/12,
IBR 2014, 89) ab. Nach den sach-
verstdndigen Feststellungen, seien
die Flutdéffnungen zwingend erfor-
derlich und stellten daher keinen

triebskosten formulierte der BGH,
dass es absolute Gerechtigkeit bei
der Kostenverteilung nicht geben
kénne und rechtfertigte so die
Kostenbeteiligung des EG-Mieters
an den Aufzugskosten. Der Dachge-
schossmieter habe im Gegenzug
weniger von den eingesetzten
Aufwendungen fir die Gartenpfle-
ge. Es ware begriRenswert, wenn
dieser Gedanke auch (wieder) in
den Schénheitsreparaturen Einzug
finden wiirde. Es ist gar nicht
unwahrscheinlich, dass auch nicht
wenige Mieter einem angemesse-
nen, aber starren Fristenplan der
aktuellen Rechtslage vorziehen.
Wenigstens wissen dann beide
Vertragspartner wieder, was und
wann sie etwas schulden. Vielleicht
erleben wir ja alsbald eine nochma-
lige Kehrtwende aus Karlsruhe.

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

Mangel dar. Gegen die Entschei-
dung wurde Revision zum BGH
eingelegt.

Schimmelbefall rechtfertigt nicht
in jedem Fall auRerordentliche
Kindigung

Nach einem Beschluss des OLG
Dusseldorf rechtfertigt Schimmel-
befall einer Wohnung nicht zwangs-
laufig auch den Ausspruch einer
auBerordentlichen Kindigung durch
den  Mieter  (Beschluss vom
6.6.2013, 10 U 26/13). Entgegen
den Darstellungen der Mieter sei
nicht festgestellt, dass die Schim-
melbildungen ,,im hochsten Mafe*
gesundheitsschadlich  seien. Die
Frage, ob Schimmelpilz in Wohn-
rdumen die Gesundheit der Bewoh-
ner gefahrde, lieBe sich nicht
allgemein beantworten und kdénne in
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Schultze
Kommentar zu Text
Schweben zwischen dem Schuldner und dem Gläubiger Verhandlungen über den Anspruch oder die den Anspruch begründenden Umstände, so ist die Verjährung gehemmt, bis der eine oder der andere Teil die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung tritt frühestens drei Monate nach dem Ende der Hemmung ein.



vielen Fallen nur durch ein medizi-
nischen Sachverstdndigengutachten
ermitteln (ZMR 2014, 119).

Immobilienrecht
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Kein Anspruch auf Modernisie-
rung

Der Mieter hat auch bei einem
gewerblichen Mietverhéltnis keinen
Anspruch auf Modernisierung der
Mietsache. Der BGH bestétigte mit

Urteil vom 16.12.2013 seine bishe-
rige Rechtsprechung und fihrte
erganzend aus, dass auch hohe
Beltftungs- und Beheizungskosten
nicht Gber das Wirtschaftlichkeits-
gebot in einem Modernisierungsan-

spruch minden, XII ZR 80/12.

BGH erneut zur Bindungsfrist in Bautragerkaufvertragen
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Der BGH hat mit Urteil vom
17.1.2014 seine zuletzt im Urteil
vom 27.9.2013 (V ZR 52/13,
ZIV 2013, 78) fortgefihrte
Rechtsprechung zur Bindefrist in
Bautragerkaufvertragen  weiter
entwickelt.

Die Kauferin gab mit notarieller
Urkunde vom 26.5.2008 ein
Kaufangebot zum Kauf einer
Eigentumswohnung in Leipzig
ab. Das Angebot enthielt u.a.
folgende Regelung:

An das Angebot hélt sich der
Anbietende bis zum Ablauf von
sechs Wochen von heute an
gerechnet unwiderruflich gebun-
den. Nach Ablauf dieser Frist
kann das Angebot schriftlich
widerrufen werden. Ist das
Angebot schriftlich widerrufen
worden, kann es nicht mehr
angenommen  werden  und
erlischt mit dem Ablauf von
weiteren sechs Wochen, nach-
dem der Widerruf dem Ange-
botsempfanger zugegangen ist,
es sei denn, der Angebotsemp-
fanger hat innerhalb von weite-
ren sechs Wochen den Widerruf
schriftlich zuriickgenommen.
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Nach Ricknahme des Widerrufs
kann das Angebot nur innerhalb
der weiteren sechs Wochen
angenommen werden. Nach
Ablauf dieser First erlischt das
Angebot endgultig.

Am 4.7.2008, also funf Wochen
und flinf Tage spater erklarte die
niederlandische Bautrégerin die
Annahme des Angebots. Der
Kaufpreis betrug rund 147.000
€. Die Kéuferin bemiihte sich
nachfolgend um die Rickab-
wicklung des Kaufs. Nachdem
dies nicht gelang, erhob sie
Klage vor dem Landgericht
Leipzig, die erfolglos blieb.
Auch die Berufung zum Ober-
landesgericht  Dresden  war
erfolglos. Der Dresdner Senat
lieR die Revision nicht zu. Auf
die Nichtzulassungsbeschwerde
der Kduferin lie der BGH die
Revision zu und hob beide
Vorinstanzen auf.

Nach Auffassung des BGH hat
die Kéuferin einen Anspruch auf
Riickzahlung des Kaufpreises
Zug um Zug gegen Rickiber-
eignung und Rilckgabe der
Eigentumswohnung nach 8 812
Abs. 1 Satz 1 Alt.1 BGB. Zwi-
schen den Parteien sei kein
Kaufvertrag zustande gekom-
men, so dass die Kaufpreiszah-
lung ohne Rechtsgrund erfolgt
sei. Die Bautrégerin habe das
Angebot der Kaduferin nicht
rechtzeitig angenommen,
gleichwohl die Annahme in der
ausbedungenen Frist erfolgt sei.

Die Klausel zur Annahmefrist
sei jedoch nach § 308 Nr. 1 BGB
unwirksam, so dass hinsichtlich
der Annahmefrist die gesetzliche
Regelung (§ 147 Abs. 2 BGB)
gelte, 8 306 Abs. 2 BGB.

Nach den bindenden Feststellun-
gen des  Berufungsgerichts
handele es sich bei den verwen-
deten Angebot um eine von der
Bautragerin vorformulierte
Erklarung, die der AGB-
rechtlichen Inhaltskontrolle
unterliege. Die Abwégung der
beiderseitigen  Interessen  der
Verhandlungspartner ergébe,
dass die im Angebot enthaltene
Bindefrist von sechs Wochen die
Kéuferin unangemessen in ihrer
Dispositionsfreiheit beeintrach-
tige und deshalb nach § 308 Nr.
1 BGB unwirksam sei.

Ausgangspunkt flr die Beurtei-
lung der Unangemessenheit der
Regelung sei die gesetzliche
Regelung in § 147 Abs. 2 BGB,
nach der ein Angebot unter
Abwesenden nur bis zu dem
Zeitpunkt angenommen werden
kdnne, in welchem der Antra-
gende den Eingang der Antwort
unter regelmaRigen Umstanden
erwarten darfe.  Sowohl fir
einen Wohnungskauf  (BGH-
Urteil vom 11.6.2010, V ZR
85/09 — ZIV 2010, 50) als auch
fir einen Kauf einer vom Bau-
trager noch zu errichtenden
Wohnung (BGH-Urteil vom
27.9.2013, V ZR 52/13, ZIV
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 147 Annahmefrist
(1) Der einem Anwesenden gemachte Antrag kann nur sofort angenommen werden. Dies gilt auch von einem
mittels Fernsprechers oder einer sonstigen technischen Einrichtung von Person zu Person gemachten Antrag.
(2) Der einem Abwesenden gemachte Antrag kann nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen werden, in welchem
der Antragende den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Umständen erwarten darf.

Schultze
Kommentar zu Text
2) Soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden oder unwirksam sind, richtet sich der Inhalt
des Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften.

Schultze
Kommentar zu Text
In Allgemeinen Geschäftsbedingungen ist insbesondere unwirksam
1. (Annahme- und Leistungsfrist)
eine Bestimmung, durch die sich der Verwender unangemessen lange oder nicht hinreichend bestimmte
Fristen für die Annahme oder Ablehnung eines Angebots oder die Erbringung einer Leistung vorbehält;
ausgenommen hiervon ist der Vorbehalt, erst nach Ablauf der Widerrufs- oder Rückgabefrist nach § 355 Abs.
1 bis 3 und § 356 zu leisten;

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne rechtlichen
Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche
Grund später wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.


2013, 78) habe der BGH diese
Frist mit vier Wochen bestimmt.
Diese Frist sei vorliegend we-
sentlich Uberschritten, so dass
die Fristregelung nach § 308 Nr.
1 BGB unwirksam sei. Es sei
bisher hochstrichterlich  noch
nicht entschieden worden, ab
welcher relativen  Fristiiber-
schreitung eine  wesentliche
Fristiberschreitung  mit  der
Unwirksamkeitsfolge  vorliege.
Der BGH legte nunmehr fest,
dass eine Uberschreitung um
50% oder mehr als wesentlich
anzusehen sei. Da vorliegend
sechs Wochen vereinbart worden
seien, sei diese Wesentlichkeits-
grenze Uberschritten.

SHLIES

Der Senat wies darauf hin, dass
auch ausnahmsweise bei einer
50 prozentigen Uberschreitung
keine unangemessene Benachtei-
ligung vorliegen koénne, wenn
der Verwender der Kilausel
hierfir ~ ein  schutzwiirdiges
Interesse geltend machen konne,
welches hinter dem Interesse des
Kéufers an dem baldigen Weg-
fall seiner Bindung zuriickstehen
misse. Solche schutzwirdigen
Interessen seien vorliegend nicht
ersichtlich.

Die verspatete Annahme der
Bautrégerin  gelte nach der
gesetzlichen Regelung als neues
Angebot, § 150 Abs. 1 BGB.

Dieses neue Angebot sei von der
Kéuferin  nicht angenommen
worden. Der BGH habe bereits
mehrfach ausgefihrt, dass eine
Annahme der verspateten An-
nahmeerklarung durch Schwei-
gen bei beurkundungsbedrfti-
gen Grundstlicksgeschaften nicht
in Betracht k&me. Auch seien die
von dem anderen Teil zur Erfiil-
lung vorgenommenen Handlun-
gen (insbesondere die Kauf-
preiszahlung) grundsétzlich
nicht als schliissige Annahme-
erklarung auszulegen, V_ZR
5/12.

Uberbaurentenhghe in Hohe der Grundstiicksverhaltnisse zur Zeit der Teilung

Ein Berliner Grundstiick wurde
1938 enteignet und nach dem
Krieg in das Volkseigentum der
DDR uberfuhrt. Im Anschluss
hieran wurde es mit benachbar-
ten Grundstiicken zu einem
neuen, gréBeren  Grundstiick
vereinigt und von der Deutschen
Post bebaut. Nach der Wieder-
vereinigung stellte die enemalige
Eigentiimerin  einen  Restitu-
tionsantrag, dem mit Bescheid
vom 11.6.2007 stattgegeben
wurde. In der Folge stand nur ein
Teil des Gebdudes — welches
nunmehr im Eigentum der
Deutschen Telekom stand — auf
dem Grundstiick der klagenden
Eigentlimerin.

Diese begehrte fur die Zeit von
der Restitution (11.6.2007) bis
zum 31.12.2011 eine Uberbau-
rente von gut 900.000 €. Der
Klage wurde vor dem LG Berlin
in Hohe von gut 100.000 €
stattgegeben. Die Eigentlimerin
verfolgte nach teilweiser Klage-
riicknahme ihre Anspriche in
Hoéhe von rund 440.000 € vor
dem KG Berlin im Wege der
Berufung weiter. Das Kammer-

gericht Berlin wies die Berufung
mangels hinreichender Erfolgs-
aussichten mit Beschluss nach 8§
522 Abs. 2 ZPO zurick. Die
Nichtzulassungsbeschwerde zum
BGH hatte ebenso wie die
Revision Erfolg.

Der BGH wandte sich gegen die
rechtlichen Beurteilungen der
Vorinstanzen, die fur die Bemes-
sung der Uberbaurente auf die
Grundstuckswertverhaltnisse im
Zeitpunkt der Gebdudeerrich-
tung 1970 abstellten. Sie kamen
so zu erheblich geringeren
Wertansétzen, wie die klagende
Eigentlimerin.

Der V. Zivilsenat fihrte in
seinem Urteil vom 22.11.2013
aus, dass erster Ausgangspunkt
fir die Bemessung der Rente die
gesetzliche ~ Anordnung  der
Uberbaurente sei, die mit dem
Duldungsanspruch des betroffe-
nen Eigentimers korrespondiere,
8§ 912 BGB. Es komme mithin
auf den Zeitpunkt der Grenz-
Uberschreitung an, § 915 BGB.
Zurzeit der Gebdudeerrichtung
habe es jedoch nur ein Grund-

stiick gegeben, so dass es noch
gar keine Grenzubertretung bzw.
Duldungspflicht gab. Der Sach-
verhalt sei mit dem Eigengrenz-
tiberbau  vergleichbar. Dabei
stinden  zwei  selbstandige
Grundstiicke im Eigentum eines
Eigentiimers, der grenziber-
schreitend ein Gebaude darauf
errichte. Fielen anschlieRend die
Grundstiicke in unterschiedliche
Hénde, verlaufe die Eigentums-
grenze nicht vertikal durch das
Gebdude. Der hinubergebaute
Teil des Geb&udes bleibe viel-
mehr wesentlicher Bestandteil
des Gesamtgebédudes, §8 93, 94
Abs. 1, 95 Abs. 1 Satz 2, 946
BGB. Hinsichtlich des tberbau-
ten Teiles entstehe dann die
Verpflichtung zur Bezahlung
von Uberbaurente.

Im gegebenen Fall liege der
weitaus grofiere Teil des Gebau-
des auf dem Grundstiick der
Telekom, so dass dieser Gebau-
deteil die Hauptsache bilde und
die Telekom Alleineigentimerin
des Gesamtgebdudes sei. Die
klagende Eigentiimerin wiede-
rum sei zur Duldung der Nut-

3


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
§ 93 Wesentliche Bestandteile einer Sache
Bestandteile einer Sache, die voneinander nicht getrennt werden können, ohne dass der eine oder der andere
zerstört oder in seinem Wesen verändert wird (wesentliche Bestandteile), können nicht Gegenstand besonderer
Rechte sein

Schultze
Kommentar zu Text
§ 94 Wesentliche Bestandteile eines Grundstücks oder Gebäudes
(1) Zu den wesentlichen Bestandteilen eines Grundstücks gehören die mit dem Grund und Boden fest
verbundenen Sachen, insbesondere Gebäude, sowie die Erzeugnisse des Grundstücks, solange sie mit dem
Boden zusammenhängen. Samen wird mit dem Aussäen, eine Pflanze wird mit dem Einpflanzen wesentlicher
Bestandteil des Grundstücks

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Zu den Bestandteilen eines Grundstücks gehören solche Sachen nicht, die nur zu einem vorübergehenden
Zweck mit dem Grund und Boden verbunden sind. Das Gleiche gilt von einem Gebäude oder anderen Werk, das
in Ausübung eines Rechts an einem fremden Grundstück von dem Berechtigten mit dem Grundstück verbunden
worden ist.

Schultze
Kommentar zu Text
Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundstück dergestalt verbunden, dass sie wesentlicher Bestandteil des
Grundstücks wird, so erstreckt sich das Eigentum an dem Grundstück auf diese Sache.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 912 Überbau; Duldungspflicht
(1) Hat der Eigentümer eines Grundstücks bei der Errichtung eines Gebäudes über die Grenze gebaut, ohne dass
ihm Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, so hat der Nachbar den Überbau zu dulden, es sei denn, dass
er vor oder sofort nach der Grenzüberschreitung Widerspruch erhoben hat.
(2) Der Nachbar ist durch eine Geldrente zu entschädigen. Für die Höhe der Rente ist die Zeit der
Grenzüberschreitung maßgebend.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 915 Abkauf
(1) Der Rentenberechtigte kann jederzeit verlangen, dass der Rentenpflichtige ihm gegen Übertragung
des Eigentums an dem überbauten Teil des Grundstücks den Wert ersetzt, den dieser Teil zur Zeit der
Grenzüberschreitung gehabt hat. Macht er von dieser Befugnis Gebrauch, so bestimmen sich die Rechte und
Verpflichtungen beider Teile nach den Vorschriften über den Kauf.
(2) Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums ist die Rente fortzuentrichten.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 150 Verspätete und abändernde Annahme
(1) Die verspätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag.

Schultze
Kommentar zu Text
(2) Das Berufungsgericht soll die Berufung durch Beschluss unverzüglich zurückweisen, wenn es einstimmig
davon überzeugt ist, dass
1. die Berufung offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat,
2. die Rechtssache keine grundsätzliche Bedeutung hat,
3. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des
Berufungsgerichts nicht erfordert und
4. eine mündliche Verhandlung nicht geboten ist.


zung ihres Grundsticks ver-
pflichtet. Die Grenziiberschrei-
tung habe indessen erst in dem
Zeitpunkt stattgefunden, in dem
die Eigentumsrechte der bebau-
ten  Grundstlcksteile  wieder
auseinander fielen. Dies geschah

SHLIES

im Zeitpunkt des Erlasses des
Restitutionsbescheides im Jahr
2007. Es seien daher die Grund-
stiickswertverhéltnisse von 2007
und nicht die von 1970 fir die
Bemessung der Grundstlicksren-
te anzusetzen. Diese zu ermit-

teln, héatten die Vorinstanzen —
aus ihrer Sicht folgerichtig —
unterlassen. Zur Ermittlung der
richtigen Wertansdatze wurde
daher der Rechtsstreit zuriick an
das Berufungsgericht verwiesen,
V ZR 199/12.

Zum konkludenten Vertragsschluss des Vermieters bei der Strombelieferung

Die Klé&gerin, ein Stromversor-
gungsunternechmen nahm 2012
vor dem LG Bremen einen
Zwangsverwalter auf gut 41.000
€ Stromkosten gerichtlich in
Anspruch. Das Versorgungs-
unternehmen trug vor, dass eine
ausdruckliche Einigung Uber die
Strombelieferung erst im Sep-
tember 2010 erfolgt sei. Fir die
Zeit davor habe sie fur die
Monate Marz bis Mai einen
Anspruch aufgrund einer soge-
nannten Ersatzversorgung nach §
38 EnWG und fir die anschlie-
Benden Monate Juni bis August

aufgrund  eines  konkludent
geschlossenen Strombeliefe-
rungsvertrages.

Das Landgericht Bremen sah
nicht, dass das Stromunterneh-
men einen Anspruch gegen den
Zwangsverwalter habe und wies
die Klage ab. Das OLG Bremen
hob das Urteil auf und verurteilte
den Zwangsverwalter. Fir die
Zeit von Juni bis August kdnne
das Stromversorgungsunterneh-
men seinen Anspruch auf einen
konkludent geschlossenen Ver-
trag grinden. Dabei sei es unbe-
achtlich, dass nicht der Zwangs-
verwalter, sondern die Mieter
den Strom bezogen hatten. Es
genuge, dass Strom uber den auf
dem Grundstiick befindlichen
Sammelanschluss  entnommen

worden sei. Die Zeit davor sei
der Strom zu vergiten, weil der
Zwangsverwalter aufgrund
seiner mietvertraglichen Bin-
dungen zu seinen Mietern als
Letztverbraucher im Sinne von §
38 EnWG anzusehen sei, so dass
ihn  eine  Vergltungspflicht
treffe.

Der BGH sah dies im Urteil vom
22.1.2014 anders. Zumindest auf
der Grundlage der tatséchlichen
Feststellungen des Oberlandes-
gerichts kénne der Zwangsver-
walter nicht zu einer Geldleis-
tung verurteilt werden. Der
Rechtsstreit wurde daher zur
weiteren  Sachaufklarung und
Verhandlung zuriick verwiesen.
Zutreffend sei noch, dass in dem
Leistungsangebot eines Versor-
gungsunternehmens  grundsétz-
lich ein Vertragsangebot zum
Abschluss eines Versorgungs-
vertrages in Form einer soge-
nannten Realofferte zu sehen sei.
Diese werde von demjenigen —
konkludent — angenommen, der
aus dem Leitungsnetz des Ver-
sorgungsunternehmens Gas,
Wasser, Fernwédrme oder wie
hier  Elektrizitdit  entnehme.
Empfanger der im Leistungsan-
gebot liegenden Realofferte zum
Abschluss eines Versorgungs-
vertrages sei dabei typischerwei-
se der Grundstuckseigentimer

bzw. derjenige, der uber den
Anschluss  die  tatsdchliche
Verfugungsgewalt habe. Eine
Annahme der Realofferte durch
den Zwangsverwalter konne
indessen nicht aus dem Eintritt
in die Mietverhdltnisse gesehen
werden, denn der Vermieter
schulde — ohne ausdriickliche
Vereinbarung - selbst keine
Versorgung mit Strom. Der
Vermieter misse nur daflr
einstehen, dass es einen taugli-
chen Stromanschluss fir die
Mietsache gabe.

Auch ein sogenanntes Ersatzver-
sorgungsverhéltnis nach § 38
EnWG liege nicht vor. Voraus-
setzung hierfiir ware, dass der
Zwangsverwalter Letztverbrau-
cher sei. Auch ein Vermieter, der
— ohne selbst am Verbrauch
teilzunehmen — den Bedarf
seiner Mieter an Elektrizitat
insgesamt  beziehe, um nach
Zurverfiigungstellung des Stro-
mes gegentber den Mietern die
Entnahmen im Rahmen der
Nebenkosten  (pauschal  oder
verbrauchsabhéngig) abrechne,
verteile die bezogene Elektrizitat
nur weiter und zéhle daher nicht
zum Kreis der in § 3 Nr. 25
EnWEG legaldefinierten Letzt-
verbraucher, VIII ZR 391/12.
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Ist die Abgeltungsklausel am Ende?

Der BGH hat im Beschluss vom
22.1.2014 die Wirksamkeit von
Abgeltungsklauseln in  Frage
gestellt und wohl auch die
Anforderungen an die Formulie-
rung wirksamer Schonheitsrepa-
raturklauseln weiter erhéht. Eine
geringe rechtliche Unsicherheit
besteht insoweit noch als, dass
es sich um einen rechtlichen
Hinweisbeschluss in  einem
laufenden  Revisionsverfahren
handelt. Er richtet sich an die
Streitparteien mit der Mdglich-
keit einer rechtlichen Stellung-
nahme. Diese Anhdrung muss
der Senat aus Rechtsgriinden
durchfiihren. Man darf daher den
Hinweisbeschluss  nicht  als
Unsicherheit in der rechtlichen
Bewertung verstehen. Vielmehr
ist anzunehmen, dass er auch die
endglltige Sichtweise auf die
Rechtslage darstellt.

Im Hinweisbeschluss setzt sich
der Senat mit den Formulie-
rungsanforderungen der Quoten-
abgeltungsklausel  auseinander.
Im Urteil vom 26.9.2007 (VIII
ZR 143/06 — ZIV 2007, 54) hatte
der BGH eine Quotenabgel-
tungsklausel ~ fir  unwirksam
erklart. Er erlduterte dabei auch,
wie der Quotient fur die Ermitt-
lung des geschuldeten Anteils
der Renovierungskosten berech-

net werden dirfe. Das vielerorts
gebildete Verhéltnis von wei-
chen Renovierungsfristen und
tatsachlicher  Mietdauer kam
dabei gerade nicht zur Anwen-
dung, weil sich insoweit nicht
das tatsachliche Nutzerverhalten
des jeweiligen Mieters abbilde,
sondern ein Erfahrungssatz mit
der Mietdauer in Relation ge-
setzt wird. Der BGH formulierte,
dass am Ende des Mietverhélt-
nisses der Zeitpunkt des zukinf-
tigen Renovierungsbedarfs zu
ermitteln sei, wenn dieser kon-
krete Mieter das Mietverhaltnis
fortsetzen wirde. Diese Gesamt-
dauer bis zur Falligkeit der
Schonheitsreparaturen sei  ins
Verhaltnis zu setzen mit der
tatsachlichen  Nutzungsdauer.
Um den Mieter nicht mit Ab-
nutzungskosten zu belasten, die
schon bei Mietbeginn entstanden
waren, sah der BGH weiter das
Erfordernis vor, dass die Woh-
nung bei Mietbeginn frisch
renoviert gewesen sein muss.

Wie die fir die Anwendung der
Klausel  erforderlichen  An-
schlusstatsachen zuverl&ssig er-
mittelt werden konnen, stellte
die groRe Herausforderung fir
die Praxis dar. Das hat nun auch
der BGH im neuerlichen Be-
schluss konzediert. Es sei frag-
lich, ob sich auf der Grundlage
des tatsdchlichen Zustandes der
Wohnung bei Beendigung des
Mietverhaltnisses eine realis-
tische Feststellung dazu treffen
lieRe, welche hypothetische
Nutzungsdauer sich fir die
Zukunft noch ergébe, bis dass
ein  Renovierungsbedarf  zu
konstatieren sei. Es sei hierfir
eine empirische Prognose des

hypothetischen Zeitpunkts des
Renovierungsbedarfs bei unter-
stellter Fortdauer des tatsach-
lichen Nutzungsverhaltens des
Mieters notwendig, aber kaum
zuverlassig moglich. Es stelle
sich daher die Frage, ob nicht
letztlich die Berechnung auf
einer Fiktion beruhe, was wiede-
rum den Mieter unangemessen
benachteilige.

Verbliebe es bei dieser Beur-
teilung ist nicht ersichtlich, dass
noch Raum fir eine wirksame
Formulierung einer Abgeltungs-
klausel verbleibt.

Im Rahmen der Darstellungen
verweist der BGH auf das —
vormals formulierte Postulat —
der Uberlassung von renovierten
Raumen. Er rekurriert auf die
Begrindung im Urteil vom
26.9.2007 (VIII ZR 143/06 -
ZIV 2007, 54), wonach andern-
falls eine unangemessen Belas-
tung des Mieters mit Kosten zu
konstatieren sei, mit denen
eigentlich der Vormieter hatte
belastet werden missen. Flr die
Schénheitsreparaturklausel  an
sich sei dies nach der noch
immer aktuellen Rechtsprechung
des BGH (Rechtsentscheid vom
6.7.1988, VIII ARZ 1/88, BGHZ
105,81) nicht erforderlich. Auch
diese Rechtsprechung stellt der
BGH in seinem Hinweisbe-
schluss nun in Frage. Auch bei
der Abwaélzung der Schonheits-
reparaturen an sich kénne es eine
unangemessene Benachteiligung
des Mieter darstellen, wenn die-
ser eine Wohnung anmiete, die
nicht frisch renoviert worden sei,
VIl ZR 352/12.
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Unwirksame Befristung und Kindigungsausschluss

Der BGH hat mit Urteil vom
11.12.2013 (VI _ZR 235/12)
seine Rechtsprechung zur ergan-
zenden Vertragsauslegung bei
unwirksamer Befristungsabrede
fortgefuhrt (vgl. Urteil vom
10.7.2013, VI ZR 388/12, ZIV
2013, 44). Auch in dem nunmehr

Der BGH hatte sich in einem
Rechtsstreit mit der Frage aus-
einander zu setzen, ob eine
Untervermietungserlaubnis auch
die Gestattung beinhaltet, die
Wohnung an Touristen unter zu
vermieten.

Der Mieter hatte in Berlin eine
Zwei-Zimmer-Wohnung mit gut
40 m? angemietet. Er begehrte
eine Untervermietungserlaubnis,
da er die Wohnung nur nutzen
wirde, wenn er seine Tochter in
Berlin besuche. Die Unterver-
mietungserlaubnis  wurde ihm
,ohne vorherige Uberpriifung*
der Untermieter gestattet. Dabei
forderten die Vermieter, dass der
Mieter seinen  Untermietern
Postvollmacht  erteile.  Alle
Willenserklarungen, Bk-Ab-
rechnungen, Mieterhéhungsver-
langen etc. sollten auch dann als

Gewerbemietrecht

zu entscheidenden Fall war auf
Wunsch beider Vertragsparteien
eine Befristung des Wohnraum-
mietvertrages vereinbart, obwohl
die gesetzlichen Voraussetzun-
gen des § 575 BGB nicht vorla-
gen. Der BGH fiihrte aus, dass in
diesen Féllen der Vertrag dahin-

Untervermietung an Touristen

ordnungsgemall zugestellt gel-
ten, wenn sie in den Briefkasten
des Untermieters eingeworfen
wirden.

Nachfolgend vermietete der
Mieter die Wohnung an ver-
schiedene Personen unter. Die
Vermieter entdeckten im Internet
eine Anzeige, in der die Woh-
nung zur tageweisen Vermietung
an bis zu vier Touristen angebo-
ten wurde. Die Vermieter ver-
langten Unterlassung. Als sie die
Anzeige erneut fanden, mahnten
sie ab. Der Mieter vertrat die
Auffassung, dass die Abmah-
nung rechtswidrig sei. Nach
erneuten Inseraten kiindigten die
Vermieter fristlos und erhoben
Raumungsklage.

Diese war vor dem AG Berlin
Tempelhof erfolgreich. Das LG

gehend ergdnzend auszulegen
sei, dass anstatt der unwirk-
samen Befristung ein befristeter
Ausschluss des Rechts zur
ordentlichen Kiindigung verein-
bart sein solle.

Berlin hob auf die Berufung des
Mieters das Raumungsurteil auf
und wies die Klage ab. Die
Revision zum BGH hatte Erfolg.
Die Richter des Wohnraummiet-
senates fiihrten im Urteil vom
8.1.2013 aus, dass die Unter-
vermietungserlaubnis nicht die
Vermietung an Touristen abde-
cke. Die gewdhnliche Unterver-
mietungserlaubnis gestatte keine
Vermietung an laufend wech-
selnde Personen. Auch sei an
dem Verlangen der Vermieter,
dass der Mieter seinen Unter-
mietern Postvollmacht erteile,
erkennbar gewesen, dass sie mit
laufend wechselnden Mietern
nicht  einverstanden  waren.
Dieses Ansinnen sei nur mit
Mietern von einer gewissen
Dauer realisierbar; VIII ZR
210/13.

Verjahrungsbeginn mit Ruckgabe der Mietsache auch schon vor Anspruchsentstehung

Im Urteil vom 8.1.2014 meldete
sich auch einmal der fiir Gewer-
beraumsachen zustédndige XII.
Zivilsenat mit Ausfiihrungen zur
kurzen Verjahrung nach § 548
BGB. Die Vermieterin vermie-
tete 1999 und 2000 insgesamt
drei Werkhallen an eine Miete-
rin. In dem Mietvertrag war u.a.

vereinbart, dass die Mieterin
sdmtliche Instandsetzungs- und
Unterhaltungsarbeiten ein-
schlieflich ,Dach und Fach*
auszufihren habe, auch soweit
schon zurzeit der Anmietung der
Mietsache Schaden vorhanden
waren.
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Kommentar zu Text
(1) Ein Mietverhältnis kann auf bestimmte Zeit eingegangen werden, wenn der Vermieter nach Ablauf der
Mietzeit
1. die Räume als Wohnung für sich, seine Familienangehörigen oder Angehörige seines Haushalts nutzen will,
2. in zulässiger Weise die Räume beseitigen oder so wesentlich verändern oder instand setzen will, dass die
Maßnahmen durch eine Fortsetzung des Mietverhältnisses erheblich erschwert würden, oder
3. die Räume an einen zur Dienstleistung Verpflichteten vermieten will
und er dem Mieter den Grund der Befristung bei Vertragsschluss schriftlich mitteilt. Anderenfalls gilt das
Mietverhältnis als auf unbestimmte Zeit abgeschlossen.


Die Mieterin kiindigte das Miet-
verhéltnis zum 31.3.2009 und
gab die Mietsache mit Verspéa-
tung sukzessive zwischen dem
29.6. und 31.10.2009 zuriick. Im
November 2009 Kklagte die
Vermieterin einen Kostenvor-
schuss von insgesamt 423.000 €
ein. Hilfsweise verlangte sie
Schadensersatz. Im Juli 2010
wurde die Klage um weitere
Hilfsantrage, u.a. um die Ver-
urteilung  zur  Durchflihrung
weiterer, in einem Gutachten
benannter Arbeiten, erweitert.

Das Landgericht Kiel wies die
Klage ab. In der Berufungs-
instanz verfolgte die Vermieterin
den als Hauptantrag formulierten
Kostenvorschussanspruch  nicht
weiter, sondern konzentrierte
sich auf die vormals als Hilfsan-
trdge geltend gemachten Scha-
densersatzanspriiche sowie die
im Gutachten benannten, ergén-
zenden Arbeiten an der Mietsa-
che. Auch in der Be-
rufungsinstanz hatte die Klagerin
keinen Erfolg. Das Gericht
flhrte zur Begriindung u.a. aus,
dass Verjahrung eingetreten sei,
weil die flr den Schadensersatz-
anspruch  erforderliche  Frist-
setzung erst weit nach Klageein-
reichung Mitte 2012 erfolgt sei.
Da der Anspruch auf Schadens-
ersatz zurzeit der Klageerhebung
noch nicht existiert habe, konne

WEG-Recht
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eine Klageeinreichung dessen
Verjahrungslauf — auch  nicht
tangieren.

Der BGH hob die Vorinstanzen
auf und verwies mit Urteil die
Sache zur weiteren Ermittlung
an das OLG Schleswig zurick.
Richtigerweise sei das Be-
rufungsgericht davon ausgegan-
gen, dass die Instandsetzungs-
vereinbarung wirksam sei, da
keine AGB, sondern eine einzel-
vertragliche Regelung gegeben
sei (BGHZ 151, 53). Die Frist
des § 548 BGB sei indessen
nicht abgelaufen. Das Be-
rufungsgericht habe noch zu-
treffend festgestellt, dass der
Anspruch auf Schadensersatz
nach 8§88 280, 281 BGB bereits
mit Rlickgabe der Mietsache und
nicht erst mit Entstehung des
Anspruchs zu laufen beginne, §
200 Satz 1 BGB. Daher kénne es
im Einzelfall sein, dass der
Schadensersatzanspruch  wegen
Nichterfillung der vom Mieter
vertraglich libernommenen
Instandsetzungs- und Instand-
haltungspflicht bereits verjahrt
sei, bevor die geméal § 281 Abs.
1 Satz 1 BGB erforderliche
Fristsetzung durch den Vermie-
ter erfolgt sei.

Zu Unrecht habe das Berufungs-
gericht jedoch der innerhalb der
Verjahrungsfrist erhobenen

Klage die Hemmungswirkung
des § 204 Abs. 1 BGB abge-
sprochen. Es sei unschadlich,
dass die Anspriiche vormals in
unverjahrter Zeit als Haupt- und
Hilfsantrag in der Klage geltend
gemacht wurden. Auch Hilfsan-
trdge  schafften eine  Ver-
jahrungshemmung (BGH-Urteil
vom 7.5.1997, VIII ZR 253/96).
Auch sei eine Hemmungswir-
kung nicht dadurch ausge-
schlossen, weil zu diesem Zeit-
punkt eine Fristsetzung noch
nicht erfolgt sei. Erforderlich sei
nur, dass eine wirksame Klage
im Sinne von § 253 Abs. 2 ZPO
erhoben worden sei. Auch eine
mit Fehlern behaftete Klage 16se
die  Hemmungswirkung aus,
gleichviel, ob diese zurzeit der
Einreichung unzulédssig oder
unbegriindet sei (BGH-Urteil
vom 24.5.2012, IX ZR 168/11).
Nach stédndiger Rechtsprechung
entfalte die wirksame Klageer-
hebung ihre verjahrungs-
hemmende Wirkung auch dann,
wenn zum Zeitpunkt der Klage-
einreichung — von der Sachbe-
fugnis abgesehen — noch nicht
alle  Anspruchsvoraussetzungen
vorlagen (BGHZ 172, 42, Urteil
vom 27.2.2003, VII ZR 48/01).
Die Anspriche der Kildgerin
seien daher nicht verjahrt, XII
ZR 12/13.

Bereicherungsausgleich mehrerer WEG’s nach Untreue des gemeinsamen Verwalters

Dem Urteil des Bundesgerichts-
hofs vom 23.1.2014 lag einmal
mehr der in praxi gar nicht so
seltene Fall der Verwalterun-
treue zugrunde. Der saarlén-
dische Verwalter hatte insgesamt
740  Unterschlagungen  bei
verschiedenen von ihm ver-
walteter WEG’s vorgenommen.

Um die Untreuehandlungen zu
verdunkeln nahm er zudem
Uberweisungen von WEG zu
WEG vor, um erkannte oder
drohend erkannte Lo&cher mit
fremden Geld zu stopfen. Nach
dem alles aufgeflogen war, be-
gann der Streit zwischen den
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 548 Verjährung der Ersatzansprüche und des Wegnahmerechts
(1) Die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache verjähren
in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem er die Mietsache zurückerhält. Mit der
Verjährung des Anspruchs des Vermieters auf Rückgabe der Mietsache verjähren auch seine Ersatzansprüche.
(2) Ansprüche des Mieters auf Ersatz von Aufwendungen oder auf Gestattung der Wegnahme einer Einrichtung
verjähren in sechs Monaten nach der Beendigung des Mietverhältnisses.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Schadensersatz statt der Leistung kann der Gläubiger nur unter den zusätzlichen Voraussetzungen des § 281,
des § 282 oder des § 283 verlangen.

281 Schadensersatz statt der Leistung wegen nicht oder nicht wie geschuldet
erbrachter Leistung
(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie geschuldet erbringt, kann der Gläubiger unter
den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Schuldner
erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner eine
Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nur verlangen, wenn er
an der Teilleistung kein Interesse hat. Hat der Schuldner die Leistung nicht wie geschuldet bewirkt, so kann der
Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nicht verlangen, wenn die Pflichtverletzung unerheblich ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Verjährung wird gehemmt durch
1. die Erhebung der Klage auf Leistung oder auf Feststellung des Anspruchs, auf Erteilung der
Vollstreckungsklausel oder auf Erlass des Vollstreckungsurteils,

Schultze
Kommentar zu Text
Die Verjährungsfrist von Ansprüchen, die nicht der regelmäßigen Verjährungsfrist unterliegen, beginnt mit
der Entstehung des Anspruchs, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt ist.

Schultze
Kommentar zu Text
281 Schadensersatz statt der Leistung wegen nicht oder nicht wie geschuldet
erbrachter Leistung
(1) Soweit der Schuldner die fällige Leistung nicht oder nicht wie geschuldet erbringt, kann der Gläubiger unter
den Voraussetzungen des § 280 Abs. 1 Schadensersatz statt der Leistung verlangen, wenn er dem Schuldner
erfolglos eine angemessene Frist zur Leistung oder Nacherfüllung bestimmt hat. Hat der Schuldner eine
Teilleistung bewirkt, so kann der Gläubiger Schadensersatz statt der ganzen Leistung nur verlangen, wenn er
an der Teilleistung kein Interesse hat.


Wohnungseigentliimergemein-
schaften.

Eine WEG kampfte sich dabei
bis zum BGH durch alle drei
Instanzen erfolgreich durch. Sie
forderte insgesamt 10.000 € von
der beklagten WEG aus Berei-
cherungsrecht nach § 812 Abs. 1
BGB. Die beklagte WEG wandte
die Einrede der Entreicherung
nach § 818 Abs. 3 BGB ein. Die
klagende WEG vertrat demge-
gentiber die Auffassung, die
Beklagte konne sich nicht auf
diese Einrede berufen, weil sie
beim Empfang des Geldes
bosglaubig war. Nach § 819
Abs. 1 BGB konne sich derje-
nige nicht auf den Verbrauch des
empfangenen Geldes schuldbe-
freiend berufen, dem bekannt ist,
dass ihm das Geld nicht recht-
maRig zustehe. Nun stellte sich
weiter die Rechtsfrage, auf
wessen Kenntnis insoweit abzu-
stellen sei, auf die der Woh-
nungseigentlimer oder auf die
des — auf beiden Seiten tatigen —
Verwalters. Nach 8 166 BGB
muss sich der Vertretene grund-
satzlich das Wissen seines
Vertreters zurechnen lassen. Da

SHLIES

der WEG-Verwalter mit der
Vermdgensbetreuung der Ver-
waltungskonten nach § 27 Abs.
1 Nr. 4 WEG betraut und auch
sonst organschaftlicher Vertreter
der WEG sei, musse der WEG
auch dessen Wissen zugerechnet
werden. Dem Berufungsgericht
sei daher darin zuzustimmen,
dass sich die Beklagte sonach
nicht auf die Entreicherungsein-
rede berufen kénne.

Diese Wissenszurechnung
versuchte sich die beklagte
WEG zunutze zu machen. Sie
wandte auch die Einrede der
Verjadhrung ein. Die streitige
Uberweisung sei im Jahre 2006
erfolgt, die gerichtlichen Schritte
seien indessen erst im Jahre
2010, also nach dem Eintritt der
Verjahrung eingeleitet worden.
Die Kl&gerin berief sich demge-
genuber auf 8 199 Abs. 1 Nr. 2
BGB. Danach beginne die
Verjahrungsfrist von 3 Jahren
erst zu laufen, wenn der Glaubi-
ger von den anspruchsbegrin-
denden Tatsachen und dem
Schuldner  Kenntnis  erlangt
habe. Erst 2007 seien die Unter-
schlagungen aufgedeckt worden,

so dass die Verjahrung erst 2010
hatte eintreten konnen.

Die Beklagte wiederum vertrat
die Auffassung, dass die Wis-
senszurechnung nach § 166
BGB nicht nur in Bezug auf die
Entreicherungseinrede zu erfol-
gen habe, sondern konsequen-
terweise auch in den Verjéh-
rungsfragen. Das Wissen des
Verwalters um dessen Unter-
schlagung im Jahre 2006 misse
daher der Beklagten zugerechnet
werden, so dass Verjahrung
bereits Ende 2009 -eingetreten
sei.

Auch mit dieser Einrede ver-
mochte sich die Beklagte nicht
durchzusetzen. Eine Wissenszu-
rechnung erfolge dann nicht,
wenn sich der Anspruch spater
gegen den Wissensvertreter oder
zumindest auch gegen den
Wissensvertreter richte (BGH-
Urteil vom 21.2.2013, IX ZR
52/10). Denn in diesen Fallen sei
davon auszugehen, dass der
Wissensvertreter nicht zu einer
sachgerechten Verfolgung des
Anspruchs beitragen werde, 11
ZR 436/12.

Beschlussfassung tiber Mobilfunksendemast auf WEG-Wohnanlage

Die Revision gegen ein Urteil
des Landgerichtes Bamberg zum
BGH veranlasste die Richter des
funften Zivilsenates Uber die
RechtméaRigkeit eines Beschlus-
ses zur Errichtung eine Mobil-
funksendeanlage  abschlieRend
zu entscheiden. Die beiden
Vorinstanzen hatten auf die
Anfechtungsklage den entspre-
chenden Beschluss der Gemein-
schafter fur rechtswidrig erklért.

Die Richter fihrten in ihrem
Urteil vom 24.1.2014 zur Be-
grindung aus, dass allein schon
die allgemeinkundige wissen-
schaftliche Auseinandersetzung

Uber die von Mobilfunksende-
anlagen ausgehenden gesund-
heitlichen Gefahrdungen dazu
geeignet seien, den Miet- oder
Verkaufswert von Eigentums-
wohnungen in der Né&he eines
Sendemastes zu beeintréchtigen.
Ein verstdndiger Wohnungsei-
gentimer muisse diese Beein-
tréchtigung nicht zustimmungs-
los hinnehmen, 8§ 22 Abs. 1
i.vV.m. 14 Nr. 1 WEG.

Entgegen den Ausfiihrungen des
VIIl. Zivilsenates (VIII ZR
74/05, ZIV 2006, 43) sei eine
andere Beurteilung auch mit
Blick auf die Regelung des §

906 Abs. 1 Satz 2 BGB nicht
geboten. Im Verhaltnis benach-
barter  Grundstlickseigentlimer
bestehe insoweit zwar eine
Vermutung daflr, dass Einwir-
kungen, wie etwa bestimmte
Strahlenimmissionen hinzuneh-
men seien, wenn die einschlagi-
gen Grenz- und Richtwerte
eingehalten wirden. Diese Norm
regele indessen nicht den Kon-
flikt zwischen den Wohnungsei-
gentimern dariber, wie mit
baulichen Anderungen in der
Wohnanlage umgegangen wer-
den solle. Hierfur bestimme das
WEG in den 88 22 Abs. 1, 14
Nr. 1, dass der einzelne Woh-
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Schultze
Kommentar zu Text
Eine unwesentliche Beeinträchtigung liegt in der Regel vor, wenn die in Gesetzen oder Rechtsverordnungen
festgelegten Grenz- oder Richtwerte von den nach diesen Vorschriften ermittelten und bewerteten Einwirkungen
nicht überschritten werden. Gleiches gilt für Werte in allgemeinen Verwaltungsvorschriften, die nach § 48 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassen worden sind und den Stand der Technik wiedergeben.

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Die Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatz des Wertes ist ausgeschlossen, soweit der Empfänger nicht
mehr bereichert ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne rechtlichen
Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche
Grund später wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Kennt der Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes bei dem Empfang oder erfährt er ihn später, so ist
er von dem Empfang oder der Erlangung der Kenntnis an zur Herausgabe verpflichtet, wie wenn der Anspruch
auf Herausgabe zu dieser Zeit rechtshängig geworden wäre.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt, soweit nicht ein anderer Verjährungsbeginn bestimmt ist, mit dem
Schluss des Jahres, in dem
1. der Anspruch entstanden ist und
2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Der Verwalter ist gegenüber den Wohnungseigentümern und gegenüber der Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer berechtigt und verpflichtet,
1. Beschlüsse der Wohnungseigentümer durchzuführen und für die Durchführung der
Hausordnung zu sorgen;
2. die für die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen
Eigentums erforderlichen Maßnahmen zu treffen;
3. in dringenden Fällen sonstige zur Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigentums
erforderliche Maßnahmen zu treffen;
4. Lasten- und Kostenbeiträge, Tilgungsbeträge und Hypothekenzinsen anzufordern,
in Empfang zu nehmen und abzuführen, soweit es sich um gemeinschaftliche
Angelegenheiten der Wohnungseigentümer handelt;

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung
oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgehen, können beschlossen
oder verlangt werden, wenn jeder Wohnungseigentümer zustimmt, dessen Rechte durch
die Maßnahmen über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt werden. Die
Zustimmung ist nicht erforderlich, soweit die Rechte eines Wohnungseigentümers nicht in
der in Satz 1 bezeichneten Weise beeinträchtigt werden.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
1. die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile so instand zu halten und von diesensowie von dem gemeinschaftlichen Eigentum nur in solcher Weise  Gebrauch zu machen,daß dadurch keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst;



nungseigentiimer  nur  ganz
geringfligige Beeintrachtigungen
hinzunehmen habe. Fur die
Konkretisierung dieser spezi-
fisch wohnungseigentumsrecht-

SHLIES

lichen Geringfugigkeit lieferte
die Regelung in 8§ 906 BGB so-
wie die einschlagigen emissions-
rechtlichen Grenzwerte keinen
brauchbaren MaRstab (vgl. im

Ergebnis ebenso OLG Miinchen,
Beschluss vom 13.12.2006, ZIV
2007, 8), V ZR 48/13.

Entziehungsklage ist WEG-Streit nach § 43 Nr. 1 bzw. 2 WEG

Mit Beschluss vom 19.12.2013
(V_ZR 96/13) hat der BGH
festgestellt, dass die sogenannte
Entziehungsklage gegen einen
Wohnungseigentiimer eine
WEG-Streitigkeit darstelle. Die
vormalige Regelung in der bis
zum 30.6.2006 geltenden Fas-
sung des WEG sah vor, dass der

Kommentar

Einzelne BGH-Entscheidungen
der jlngsten Vergangenheit
regen zu Missverstandnissen in
der Praxis an, die es zu vermei-
den gilt. Vornan zu stellen ist die
jingste  Entscheidung  vom
6.11.2013 zur Farbwahl des
Mieters wéhrend der Mietzeit
(ZIV 2013, 79). Uber diese
Entscheidung koénnen unwirk-
same Schonheitsreparaturklau-
seln nicht geheilt werden. Im
zugrunde liegenden Sachverhalt
wies der Mietvertrag des Mieters
eine unwirksame Schoénheitsre-
paraturklausel auf und gleich-
wohl musste er Schadensersatz
leisten, um die Beseitigung der
bunten Wande zu finanzieren.
Der Vermieter musste sich
indessen einen Vorteilsausgleich
fur die gut 2 Jahre genutzten
Raumlichkeiten gefallen lassen.
Er hatte also gar keinen Scha-
densersatz  bekommen, wenn
man eine Falligkeit der Schon-
heits-reparaturen hatte anneh-
men mussen. Hatten die Mieter
mithin die Raumlichkeiten nach
8 Jahren zuriick gegeben, ohne

Beschlussfassung zur Einzie-
hung eine WEG-Angelegenheit,
die Entziehung an sich aber eine
allgemeine  Zivilsache  war.
Diese Differenzierung habe der
Gesetzgeber mit der WEG-
Novelle aufgegeben, da nunmehr
alle WEG-Streitigkeiten den
Regelungen der ZPO folgten.

Keine Missverstandnisse bitte

in dieser Zeit renoviert zu haben,
waéren Schénheitsreparaturen
(vermutlich) fallig, aber auf-
grund der unwirksamen Klausel
nicht geschuldet. Ein Schaden
bestinde auch nicht, weil ja
ohnehin  gestrichen  werden
misste. Hiervon ist bestenfalls
insoweit eine Einschrankung zu
machen, wenn die Wiederher-
stellung heller Farben auch dann
noch mehr Kosten verursachen
wirde, als hétte der Mieter die
hellen Farben beibehalten.

Das néchste Missverstandnis
mag im aktuellen Hinweisbe-
schluss des BGH zur Abgel-
tungsklausel bestehen (in dieser
Ausgabe). Behalt der BGH seine
Auffassung in der Endentschei-
dung bei, dirfte es vermutlich
gar keine wirksamen Abgel-
tungsklauseln mehr geben. Das
hat indessen nicht zur Folge,
dass die Schdnheitsreparatur-
klausel, also die Ubertragung der
Schonheitsreparaturlast auf den
Mieter an sich unwirksam wird.
Eine unwirksame Schonheitsre-

Auch die Entziehungsklage
unterliege daher den Besonder-
heiten des WEG. Die erhobene
Nichtzulassungsbeschwerde

gegen das Berufungsurteil wurde
daher als unstatthaft nach § 62
Abs. 2 WEG zuriick gewiesen.

paraturklausel hat zur Folge,
dass die Abgeltungsklausel auch
unwirksam ist. Eine unwirksame
Abgeltungsklausel hat dagegen
keine Auswirkungen auf die
Schénheitsreparaturklausel,
zumindest nach noch aktueller
Rechtslage.

Schliellich ist auf die beiden
Entscheidung des BGH zur
ergdnzenden Vertragsauslegung
bei unwirksamer  Befristung
(diese Ausgabe und ZIV 2013,
44) zu verweisen. Beide Ent-
scheidung beziehen sich auf
individuell ausgehandelte Be-
fristungen. Nur bei IThnen kommt
eine ergdnzende Vertragsausle-
gung nach 88 242, 157 BGB in
Betracht. Soweit Mietvertrage
den Regelungen der Allgemei-
nen Geschaftsbedingungen
unterliegen, gilt das Verbot der
geltungserhaltenden Reduktion.
Der Anwendungsbereich der
beiden Gerichtsentscheidungen
ist daher in der Praxis eher
gering.


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/

Baurecht

SCHULTZE "z%
tcnisanwiiie B

Verjahrungsfrist bei arglistigem Verschweigen

Die Kaduferin erwarb eine Im-
mobilie, die 1996 fertig gestellt
wurde. Im Jahre 2008 stellten
sich Mangelerscheinungen an
der Fassade ein. Knapp vier
Jahre spater klagte die Ké&uferin
gegen die Bautragerin wegen
Mangeln am Warmedammver-
bundsystem auf Ersatz von
Mangelbeseitigungskosten. Die
Bautrdgerin erhob die Einrede
der Verjahrung.

Veranstaltungen

Das Landgericht Freiburg gab
der Klage statt. Die Dammung
weise gravierende Mangel auf.
Die Bautragerin musse sich das
Wissen bzgl. der Mangelhaftig-
keit der eingeschalteten Subun-
ternehmerin (ber § 278 BGB
zurechnen lassen. Da die Klage-
rin erst im Jahr 2011 von den
Méangeln und dem arglistigen
Verhalten erfahren habe, trete
Verjahrung erst mit Ablauf des
31.12.2014 ein.

Auf die Berufung zum OLG
Karlsrune wurde das Urteil
aufgehoben und die Klage mit
Urteil vom 24.1.2014 abgewie-
sen. Der geltend gemachte
Anspruch richte sich noch nach
den Regelungen des bis zum
31.12.2001 geltenden Fassung
des BGB. Der Anspruch verjahre

bei Arglist gema § 195 BGB
a.F. in 30 Jahren. Unterstellt die
Frist sei am 1.1.2002 noch nicht
abgelaufen gewesen, wéren die
neuen  Verjahrungsregelungen
auf diesen Anspruch im An-
schluss anzuwenden. Nach § 199
Abs. 3 BGB verjéhrten diese
Anspriiche — jedenfalls und
unabhangig von einer Kenntnis —
spatestens in 10 Jahren. Diese
Frist  sei  spatestens am
31.12.2011 abgelaufen, so dass
die Klageerhebung im Jahre
2012 jedenfalls nicht mehr zu
einer Hemmung des Verjéh-
rungslaufs habe fiihren kdnnen.
Auf die Frage, ob die Mangel
arglistig verschwiegen worden
seien, kdme es daher nicht mehr
an (4 U 149/13), IBR-Online.

Aus dem Programm:

Prof. Dr. Martin Haublein:

Prof. Dr. Lehmann-Richter:

Rechtsanwalt Andre Leist:

14. Mitteldeutsches Verwalterforum
des VdIV Mitteldeutschland

Der Immobilienverwalter im System des Verbraucherschutzes

5.3.2014

Mietrecht vs. WEG — und am Ende verliert der Verwalter. Was Sie als WEG-und Sondereigentumsverwalter bei der
Vermietung von Wohnungseigentum beachten miissen und was der Gesetzgeber zur Konfliktvermeidung tun sollte

Der Verwaltervertrag — Abschluss, Inhalt, Rechtsfolgen

Haftung des VVerwalters bei Fehlern in der Hausgeld- und Betriebskostenabrechnung — Beispiele aus der Rechtsprechung

Veranstaltungsort: RAMADA-Hotel Leipzig, Schongauer Str. 39, 04329 Leipzig
Anmeldung: VdIV, Wehlener Str. 46, 01279 Dresden, Tel.: 0351/255070

(W
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Schultze
Kommentar zu Text
(3) Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren
1. ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn Jahren von ihrer Entstehung an und
2. ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der
Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Ereignis an.
Maßgeblich ist die früher endende Frist.

Schultze
Kommentar zu Text
§ 278 Verantwortlichkeit des Schuldners für Dritte
Der Schuldner hat ein Verschulden seines gesetzlichen Vertreters und der Personen, deren er sich zur Erfüllung
seiner Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfang zu vertreten wie eigenes Verschulden. Die Vorschrift des §
276 Abs. 3 findet keine Anwendung.


SHLIES

Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische
Bundesamt (berarbeitet dabei
auch die statistischen Werte der
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, geén-
derten Verbraucherverhaltens.

Vorstehende Darstellungen
beziehen sich auf Vertrdge mit

1.1.2003. Fir é&ltere Zeitraume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufuhren oder
ein anderer Index verwandt
wurde. Das Statistische Bundes-
amt bietet unter dem folgenden
Link einen Onlinerechner zur
Berechnung von Schwellenwer-
ten und Verénderungsraten von
Wertsicherungsklauseln, die auf
Verbrauchpreisindizes basieren.

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt fir Statistik ermittel-
ten Index fiir die Lebenshaltung
eines 4-Personen-Arbeitnehmer-
Haushalts wird auf die Umrech-
nungsmoglichkeit gemal BGH-
Urteil vom 4.3.2009 (XIlI ZR
141/07), ZIV 2009, 47 verwie-
sen.

Soweit der Vertrag noch alter ist
und/oder andere Indizes verwen-
det wurden, berechnet das Statis-
tische Bundesamt gegen eine
Entgelt von 30 € auch diese
Teuerungsrate.

Indexanpassung seit dem
Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014
Januar 89,1 |90,1 | 914 | 931 |94,7 |97,4 |983 |99,0 |100,7 |102,8 | 104,5 | 105,9
Februar 89,6 [ 90,3 (91,8 | 935 |951 | 97,8 | 989 | 994 |101,3|103,5 | 105,1
Marz 89,7 90,6 (92,2 | 935 |953 |983 |98,7 |999 |101,9|104,1 | 1056
April 89,4 90,9 (92,0 | 938 |958 |981 |988 |100,0 | 101,9 | 103,9 | 105,1
Mai 89,2 91,1 (92,2 | 938 |958 |98,7 |987 |999 |101,9|103,9 | 1055
Juni 89,5 91,1 (92,3 | 94,0 [958 |989 |99,0 | 999 |102,0 | 103,7 | 105,6
Juli 89,7 | 91,3 | 92,7 | 94,4 |96,3 | 995 |99,0 |100,1|102,2 | 104,1 | 106,1
August 89,7 1914 1928 | 94,2 |96,2 | 99,2 |99,2 |100,2|102,3 | 104,5 | 106,1
September | 89,6 [ 91,2 | 929 | 939 |964 |99,1 |98,9 |100,1 |102,5| 104,6 | 106,1
Oktober 89,6 | 91,3 | 93,0 | 94,0 |96,6 | 98,9 |98,9 |100,2|102,5 | 104,6 | 105,9
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 94,0 | 97,1 | 98,4 | 98,8 | 100,3 | 102,7 | 104,7 | 106,1
Dezember | 90,1 | 92,1 | 93,4 |94,7 | 97,7 | 98,8 | 99,6 | 100,9 | 102,9 | 105,0 | 106,5

Verzugszinssatze

Der Gldubiger kann nach dem  Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen

Eintritt der

Falligkeit seines

(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
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https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesamtwirtschaftUmwelt/Preise/Verbraucherpreisindizes/Wertsicherungsklauseln/Internetprogramm.html

Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8§ 286 Abs. 1 S. 2
BGB). Einer Mahnung bedarf es
nicht, wenn fiir die Leistung eine
Zeit nach dem Kalender be-
stimmt ist, die Leistung an ein
vorausgehendes Ereignis  an-
knlpft, der Schuldner die Leis-
tung verweigert oder besondere
Grinde den sofortigen Eintritt
des Verzugs rechtfertigen (8 286
Abs. 2 BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-

SHLIES

Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(8 286 Abs. 3 S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (§ 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grolRe seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grole ist der Zinssatz fiir die

Wihrend des Verzugs ist eine jlngste  Hauptrefinanzierungs-
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 operation der  Européischen
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs- Zentralbank vor dem ersten Ka-
zinssatz betragt fur das Jahr funf lendertag  des  betreffenden

Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-

Halbjahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3

Uber einem Schuldner, der geschéfte, an denen Verbraucher BGB).
Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Verzugs- Entgelt ohne | Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz | zinssatz Verbrau- satz % zugs- Verbrau-
% % cherbeteili- zinssatz | cherbeteili-

gung % % gung %

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2008 | 3,19 8,19 | 11,19

1.7. bis 31.12.2002 | 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 | 9,62

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2009 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2003 | 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2010 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2004 | 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2011 | 0,37 537 | 8,37

1.7. bis 31.12.2005 | 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 | 8,12

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2012 | 0,12 512 | 8,12

1.7. bis 31.12.2006 | 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 | 7,87

1.1. bis 30.6.2007 2,7 1,7 10,7 1.7. bis 31.12.2013 | -0,38 4,62 | 7,62

1.7. bis 31.12.2007 | 3,19 8,19 11,19 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 | 7,37

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
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REcHisANWALTE

Heinz G. Schultze

www. Kanzlei-schultze.de
Rechtsanwalt

Fachanwalt fiir WEG- und Mietrecht
Fachanwalt fiir Baurecht
Zwangsverwalter

Simsonstr. 9, 04107 Leipzig
Telefon: 0341/ 96 44 30

Aufsichtsfiihrende Behdérde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Versicherung

Die Anwalte der Kanzlei sind versichert bei der Ergo Versicherung Aktiengesellschaft, Immermannstrae 23, 40198 Diisseldorf;
die Deckungssumme betragt je Anwalt 1. Mio Euro. Versicherungsnummer: HV —HA2906124.6-00444

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbezeichnung ,,Rechtsanwalt” bzw. ,,Rechtsanwéltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Beféhigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustandige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geédnderten
Rechtslage durch die ortliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebihrenordnung (BRAGO) bzw. flr seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergltungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwélte der Europdischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fur Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den Inhalt
zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist, die
Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere Linkebe-
nen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Urheber des Bildmaterials:

Stadt Leipzig, Amt flir Geoinformation und Bodenordnung 2013
Udo Buttkus

Heinz G. Schultze

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch fur die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenliber Datenbanken
und dhnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art und
Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielféltigt oder datenbankméafBig zugénglich gemacht werden. ZU-
RUCK
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